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Inhaltsverzeichnis
Verweise erfolgen über die stabilen Abschnittsziffern statt wechselnder Seitenzahlen. Dies erhält die Zuordnung bei Einzelverwendung und nach Individualisierung.
1. Gescheitertes Vorverfahren und konkreter Feststellungsgegenstand
1.1 Eigene Belastung und früheres Klageverfahren
1.2 Was der Vorprozess belegt und was er nicht entscheidet
1.3 Anschluss an den eigenen Abweisungsgrund
1.4 Eigene Zugangsversuche und Antworten
1.5 Öffentliche Quellen und gleichwertige Alternativen
1.6 Gegenwärtige Auseinandersetzung statt Wiederholung des alten Antrags
1.7 Der beantragte Feststellungsinhalt
1.8 Rechtlicher Rahmen des Programmeinwands
1.9 Feststellungsfähiges Rechtsverhältnis und Gegenargument
1.10 Berechtigtes Interesse an baldiger Feststellung
1.11 Subsidiarität: warum das alte Verfahren nicht einfach wiederholt wird
1.12 Rechtskraft und neue Tatsachenschicht
1.13 Örtliche Zuständigkeit ohne Fortwirkung des alten Gerichtsstands
1.14 Bedeutung der gemeinsamen Abschnitte 2 bis 4
1.15 Koordinierte Einzelverfahren und Schlussfolgerung
2. Programmbezogene Erkenntnisse und wissenschaftliche Einordnung
2.1 Beweisgegenstand: wiederkehrendes Muster statt Sammlung von Missfallen
2.2 Quellenarten und Grad der eigenen Nachprüfung
2.3 Die Stellungnahme von Prof. Dr. Werner Müller
2.4 Glashaus: langfristige Kommentaranalyse
2.5 O-Ton-Auswertung: vier Nachrichtensendungen, unterschiedliche Korpora
2.6 Erkenntniswert der regionalen Archivlücken
2.7 Jeitner, Maurer und weitere im V-Gutachten benannte Arbeiten
2.8 Zukunftsrat und Reformdiagnosen
2.9 Produktionsvorgänge als erklärender, nicht ersetzender Baustein
2.10 Ein gemeinsames Modell: Output, Kontrolle und Produktion
2.11 Gesamtprogrammbezug ohne schematische Vollerhebung
2.12 Kategorien, Referenzmassstab und Gewichtung
2.13 Ausgleichsangebote und Erklärungsalternativen
2.14 Reproduzierbarkeit und menschliche Verantwortung
2.15 Ergebnis dieses Abschnitts
3. Programmbeschwerden, Gremienkontrolle und institutionelle Rückkopplung
3.1 Funktion der Beschwerde- und Kontrollstrukturen
3.2 Datengrundlage und Herkunft
3.3 Ursprungsvorgänge, Teilungen und Gremieninformationen
3.4 Medien- und Senderverteilung
3.5 Vorwurfskategorien und fehlende materielle Validierung
3.6 Zeitlicher Verlauf und keine unbelegte Motivdiagnose
3.7 Das Wirkungsstufenmodell des Rundfunkalarm-Gutachtens
3.8 Die Aussage "keine dokumentierte Korrektur" richtig verwenden
3.9 Vollständige Beschwerdeketten als Untersuchungseinheit
3.10 Eigenständigkeit der Gremienkontrolle
3.11 Verknüpfung von Beschwerden mit wiederkehrenden Programmmerkmalen
3.12 Bedeutung für den konkreten Rechtsstreit
3.13 Abgestufte Aufklärung statt unbegrenzter Offenlegung
3.14 Ergebnis dieses Abschnitts
4. Erkenntniszugang, gerichtliche Aufklärung und konkrete Beweisführung
4.1 Institutioneller Lebenssachverhalt und gerichtlicher Prüfungsgegenstand
4.2 Effektiver Rechtsschutz und tatsächliche Erkenntnismöglichkeit
4.3 Drei verschiedene Prüfungen: Zulässigkeit, Aufklärungsanlass und Endbeweis
4.4 Amtsermittlung und freie richterliche Überzeugungsbildung
4.5 Sekundäre Darlegungslast: Informationsnähe ohne automatischen Lastenwechsel
4.6 Einordnung des im Kurzgutachten genannten BGH-Verfahrens
4.7 Welche Daten konkret gemeint sind
4.8 Öffentlicher Zugang, Archivzugang und dokumentierte Lücken
4.9 Schutzbelange, milde Mittel und Datenbewahrung
4.10 Abgestufter Aufklärungsplan
4.11 Bestimmte Beweistatsachen und passende Beweismittel
4.12 Konkrete gerichtliche Anregung und Abgrenzung vom Ausforschungsbegehren
4.13 Bisherige Abweisungen: konkrete Auseinandersetzung statt Motivbehauptung
4.14 Vergleich von Entscheidungsbegründungen und Umgang mit KI
4.15 Fristen, Entscheidungsreife und Kosten
4.16 Gemeinsame Dokumentation und Beweismittelbestand
4.17 Schlussfolgerung und beantragte gerichtliche Behandlung
Antrags-/Unterschriftsblatt und tatsächlich bezeichnete Belege folgen gesondert. Quellenhinweise stehen jeweils am Ende des betreffenden Abschnitts.
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